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Vorhaben  gQEM

Persönliche Vorhabensleitung : Prof . Dr . H. Stachowiak
Bearbeiter : H. Radimersky

1. Kurzbeschreibung

"Problemanalysen zur Normenfindung unter wert - und planungs¬
theoretischem Aspekt mit Anwendung auf grundlegende Konzepte
der Bildungsplanung . Ausgehend von der Analyse konkreter Pla¬
nungsmodelle im Bildungsbereich sollen wertbezogene normative
Grundgehalte exakt , d . h . mit möglichst quantitativen Methoden
erschlossen werden . Auf dieser überwiegend empirischen Grund¬
lage ist eine Kriteriologie des Normativen angestrebt . Schließ¬
lich soll untersucht werden , inwieweit anthropologische , sozial¬
kulturelle und ethische Grundbedingungen des künftigen Auf¬
baus von Normen im Bereich von Bildung und Erziehung expliziert

1)werden können . "

2. Ausgangssituation

Mit dem Begriff "Normen " werden nicht nur sanktionierte Ver¬
haltensvorschriften , sondern im Sinne des Forschungsvorha¬
bens auch mehr oder weniger festgelegte verhältnismäßig be¬
ständige und verbreitete Denk - und Verhaltensmuster von Indi¬
viduen , Gruppen und Institutionen bezeichnet . Dazu zählen bei¬
spielsweise die kaum bewußt erlernten und praktizierten Um-

2)
gangsformen eines Kindes aus "der " Unterschicht ebenso wie

die sehr bewußt zum Ausdruck gebrachte politische und/oder re¬
ligiöse Einstellung etwa eines Schulaufsichtsbeamten.

Die Auswirkungen derartiger Denk - und Verhaltensmuster sowie

die Notwendigkeit ihrer wissenschaftlichen Erforschung lassen
sich exemplarisch an den Realisierungsschwierigkeiten der Ge-

1) Diese seinerzeit vom IWP formulierte Kurzbeschreibung wurde ent
nommen aus : FE OLL- GMBH/Z ENTRUMP ROJ EKTGRUPPE BILDUNGSÖKONOMIE
(Hrsg . ) : Forschungsprogramm der FEoLL- GmbH 1973 . Paderborn:
FEoLL- Druck 1973 , ohne Seitenzählung.
2) Die Vorhabensbearbeitung legt selbstverständlich kein simpli¬
fizierendes Schichtenmodell zugrunde . Die gewählte vereinfachte
Sprachweise entspricht der Kurzfassung des vorliegenden Berichts.
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samtschulkonzeption zeigen , die vornehmlich Chancengleichheit

für Schüler aller Schichten herbeiführen sollte:

- Schüler aus der Unterschicht haben andere Sprach - und Ver¬

haltensmuster (z . B. Dialekt , Umgangsformen , Leistungsorien¬

tierung ) als Schüler aus der Mittel - und Oberschicht , wodurch

gegenseitiges Verstehen sowie Zusammenarbeit innerhalb und

außerhalb des Unterrichts behindert werden.

- Die hauptsächlich aus der Mittelschicht stammenden Lehrer ha¬

ben aus den gleichen Gründen Verständigungsschwierigkeiten mit

Unterschichtkindern , was oft zur (unbeabsichtigten ) Benach¬

teiligung dieser Kinder führt.

- Die meisten Curricula sind überwiegend an den Denk - , Sprach-

und Verhaltensmustern der Mittelschicht orientiert , wodurch

die vorgenannten Schwierigkeiten verstärkt werden.

- Der Einsatz von technischen Medien und Programmierter Instruk¬

tion ist nicht nur von der Einstellung der Beteiligten zum

Medium (Vorwurf der Technokratie , Entfremdung usw . ) abhängig,

sondern auch davon , daß sinnvoller Umgang mit Medien beim

Schüler bestimmte regelhafte und in diesem Sinne statistisch

normierte Perzeptions - und Apperzeptionsweisen (Lesefähig¬

keit , Erfassung von Bildinhalten usw . ) voraussetzt (vgl . zu

den beiden vorausgehenden Abschnitten das Vorhaben COG) .

- Die beobachtbare Diskriminierung von Kindern ausländischer

Arbeitnehmer ist nicht nur durch Sprache und Sozialstatus

bedingt , sondern auch durch kulturspezifische Verhaltensmuster

(z . B. Vorurteile gegenüber den Lebensformen türkischer

Moslems ) .

- Die Erziehungsstile von Schule und Elternhaus stellen Verhal¬

tensformen dar , die oft stark voneinander abweichen (z . B.

körperliche Züchtigung ist im Elternhaus vielfach üblich -

in der Schule streng untersagt ) .

- Die kategorische Ablehnung der Gesamtschule durch viele Eltern,

Lehrer und Schulverwaltungsbeamte "gehobener Schichten " , die

die sich z . B. gegen "Gleichmacherei " und "Nivellierung " durch
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diese Schulform wenden , kann beispielsweise auf folgenden

Einstellungen beruhen : Intelligenz sei überwiegend erblich
1)

und könne kaum durch Umwelteinflüsse verändert werden ,

die Aufrechterhaltung von Standesprivilegien sei gesell¬

schaftlich notwendig und müsse sich in einem dreigliedri¬
gen Schulsystem niederschlagen usw.

- Solche Einstellungen führen u . U. dazu , daß viele Eltern der
Mittel - und Oberschicht nach Möglichkeit verhindern , daß ihre
Kinder eine Gesamtschule besuchen , und sie etwa auf ein her¬

kömmliches Gymnasium schicken . Dadurch sind vielfach Kinder
der genannten Schichten in dieser Schulform unterrepräsentiert

- Auf der anderen Seite steht - ebenso zugespitzt ausgedrückt -
etwa die Überzeugung vieler Politiker , Planer , Pädagogen und
Eltern , daß die Gesamtschule soziale Gegensätze und unter¬
schiedliche Sozialisationsniveaus bei erhöhtem Lernerfolg aus¬

gleichen könne.

Diese Auswahl von Normenvorurteilen und Normenkonflikten wurde

hier aufgeführt , um die nicht immer voll verstandene Aufgaben¬
stellung des Vorhabens zu verdeutlichen . Entsprechende Vorur¬
teile und Konflikte treten natürlich auch in anderen Schulfor¬
men und Institutionen auf.

3. Aufgabenstellung

Absolut "richtige " Sollensmuster für Sprach - und Lernverhalten,
sozialen Umgang usw . gibt es nicht . Sie können auch nicht
durch erfahrungswissenschaftliche Analyse gewonnen werden , da

bekanntlich aus einem Sein kein Sollen abgeleitet werden kann.

Dies gilt insbesondere für bewußte , reflektierte und explizit
ausformulierte Sollensvorstellungen von Individuen , Gruppen und
Institutionen . Die Skala oft diametral entgegengesetzter Vorstel

1) Wegen der definitorischen Unbestimmtheit des Intelligenzbe¬
griffs bzw . seiner noch ausstehenden exakten und allgemein an¬
erkannten Fassung kann jene Einstellungsermittlung nicht (oder
noch nicht ) durch "meinungsfreie " empirische Entscheidungsver¬
fahren ersetzt werden.
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lungen , wie pädagogisches und bildungsplanerisches Handeln
sein soll , reicht von persönlichen Meinungen einzelner Men¬
schen bis zu umfassenden Konzeptionen , wie sie z . B. der

Bildungsgesamtplan der Bundesregierung enthält.

Trotz der nicht nur auf dem Bildungssektor häufig gegensätz¬
lichen Wert - , Norm- und Zielvorstellungen muß in einem demo¬

kratischen und sozialen Rechtsstaat wie der Bundesrepublik
Deutschland die Staatsaufgäbe der Planung des Eildungswesens
einschließlich der Bestimmung der Lehrinhalte von den Länder¬

regierungen und der Bundesregierung je nach Zuständigkeit so
gelöst werden , daß die Sollensvorstellungen - Werte , Ziele und
Normen - möglichst aller Bevölkerungsteile und Interessengrup¬

pen in Gestalt einer für alle tragbaren , meist von Kompromis¬
sen geprägten Lösung berücksichtigt werden.

Die meisten freiheitlich - demokratischen Rechtsstaaten haben

sich nach jahrhundertelangen innen - und außenpolitischen Aus¬
einandersetzungen in ihren Verfassungen und speziell in deren

Grundrechtskatalogen auf ein Minimum allgemein anerkannter
und verbindlicher Normen festgelegt . Eine Ableitung von eini¬

germaßen unmittelbar praxisbezogenen Richtlinien für die Bil¬

dungsplanung aus den sehr allgemeinen Bestimmungen des Grund¬
rechtskatalogs des Grundgesetzes ist bereits aus logischen
Gründen nicht möglich . Das Bundesverfassungsgericht als Hüter

der Verfassung prüft im Streitfalle die Verfassungsmäßigkeit
bereits formulierter bildungspolitischer Entscheidungen in letz
ter Instanz (Normenkontrollklage ) .

Auseinandersetzungen um Lehrinhalte und Methoden (z . B. Hes-
siche Rahmenrichtlinien , Ganzheitsmethode , Mengenlehre usw . )

sowie um bildungsplanerische Entscheidungen (Einführung von
Gesamthochschulen , Gesamtschulen , Bildungstechnologie und

Programmierter Instruktion usw . ) sind auf politisch - legisla¬

tiver und - wenn unvermeidlich - juristischer Ebene nur dann

sachlich zu führen , wenn systematisch Ergebnisse der für Bil¬
dung , Erziehung und Planung zuständigen Einzelwissenschaften
zur Stützung der Argumentationen herangezogen werden . Dies eilt
nicht nur für die wissenschaftliche Unterstützung der Kontrol-
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le , ob eine Maßnahme der genannten Art verfassungsmäßigen Normen

im weitesten Sinne überhaupt bzw . mehr oder weniger entspricht

als eine andere,konkurrierende Maßnahme , sondern vor allem
auch für die mit Reformen verbundenen notwendigen Normeninno¬
vationen .

Die Verfassungswirklichkeit bleibt in vielen Bereichen weit

hinter dem zurück , was der Verfassungstext eingedenk aller

Auslegungsschwierigkeiten an Sollensforderungen aufstellt

(z . B. Gleichberechtigung der Frau ) . Zu dieser Verfassungs¬
wirklichkeit gehören als maßgebliche Faktoren die Wert - ,

Norm- und Zielvorstellungen der von Planung mehr oder minder

direkt betroffenen Individuen , Gruppen und Institutionen . Sind

diese mehrheitlich gegen bestimmte Planungsvorhaben eingestellt,

so ist deren Durchsetzung von vornherein in Frage gestellt;

sie erfolgt dann möglicherweise nur auf dem Papier . So kön¬
nen neue Lehrinhalte , Unterrichtsmedien , bildungsorganisato¬

rische Maßnahmen der Regierung usw . kaum eingeführt werden,

wenn sie trotz ihrer erwiesenen Verfassungskonformität von

einer starken Mehrheit der Schulverwaltungen , der Lehrerschaft

und der Eltern auf Grund von politischen , weltanschaulichen
oder religiösen Überzeugungen abgelehnt werden.

Allerdings genügt eine Zustimmung auf Grund intellektueller
Einsicht oft nicht , wenn während der Persönlichkeitsentwick¬

lung teils unbewußte normative Barrieren errichtet wurden,

welche dieser Einsicht widersprechen . Will beispielsweise
ein Lehrer auf Grund intellektueller Einsicht einen demokra¬

tischen Unterrichtsstil praktizieren , der die Individualität

und Eigenständigkeit der Schüler berücksichtigt , so kann
dieser Wille daran scheitern , daß dieser Lehrer in seiner

Lebensgeschichte eine zu autoritäre Erziehung an sich und

seiner Umgebung erfahren hat , um sich in seiner eigenen Praxis
davon befreien zu können.

Eine wissenschaftliche Erhebung der normativen Einstellungen
der Beteiligten könnte bei derart umstrittenen Maßnahmen wie

der Einrichtung von Gesamtschulen und Gesamthochschulen , dem

Entwurf und Erlaß von Rahmenrichtlinien , der Einführung tech-
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nischer Medien und der Programmierten Instruktion usw . Quali¬

tät und Quantität der Widerstände sichtbar machen und wesent¬

lich zur gesellschaftlich wünschbaren Entscheidungsfindung

beitragen.

4 . Wissenschaftliche Kooperationen und Kontakte im Rahmen des
Vorhabens

Zu den Kooperanten auf Werkvertragsgrundlage vgl . 1 . 2 , S . 2.
Besonders hervorzuheben ist die außerordentlich wertvolle

Zusammenarbeit mit Herrn Dr . W. KRAH, Bersenbrück , der den

Institutsleiter auch außerhalb des werkvertraglichen Rahmens
wiederholt wissenschaftlich unterstützte.

Von großem Wert für den Fortgang der Vorhabenbearbeitung waren

ferner die während der engeren Semesterzeit 14- tägigen For¬

schungsgespräche des Institutsleiters mit der Gruppe seiner

Berliner Doktoranden und Kolloquiumsteilnehmer , die sich we¬
sentlich mit Problemen des NORM- Vorhabens befaßten.

Besuche der Max- Planck - Gesellschaft für Bildungsforschung,
Berlin , des Wissenschaftszentrums Berlin , des Zentrums für

Interdisziplinäre Forschung (Universität Bielefeld ) , Teil¬

nahme an Tagungen , Vortragseinladungen usw . , die der Insti¬

tutsleiter in Verbindung mit zahlreichen Fachgesprächen wahr¬

nahm , vermochten die Forschungsarbeit am NORM- Vorhaben im

Rahmen der verfügbaren Zeitkapazitäten (vgl . Anlage 3) gut

voranzubringen.

Fortgesetzte  wissenschaftliche Kontakte außerhalb des Kreises

der Werkvertragspartner bestanden und bestehen auf der Grund¬

lage des Gedanken - und Erfahrungsaustausches vornehmlich zu

den folgenden Kooperanten : Prof . Dr . H. KLAGES, Berlin;

Prof . Dr . H. KRAUCH, Heidelberg und Kassel ; Prof . Dr . H. LENK,

Karlsruhe ; Dipl . - Soz . W. LOH, Berlin ; Prof . Dr . H. H. KOELLE,

Berlin ; Prof . Dr . H. MAIER, Berlin ; Prof . Dr . W. OELMÜLLER,

Paderborn ; Prof . Dr . B. ROLLETT, Kassel ; Priv . Doz . Dr . C.

ZANGEMEISTER, Köln und Berlin . Eine Sonderstellung nahm und
nimmt die Zusammenarbeit des Institutsleiters mit Prof . T . PAW-
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LOWSKI, Lodz/Polen , ein , der als Gast des FEoLL- Instituts

für Kybernetische Pädagogik in Paderborn weilte (und für
dessen weiteren Gastaufenthalt für 6 Monate an der GHS Pader¬

born die Deutsche Forschungsgemeinschaft auf Initiative des

Direktors des IWP die Mittel bewilligt hat ) .

5. Stand der Arbeit

Literaturauswertung und Expertenbefragung

Der Vorhabensbearbeiter hat die gemäß der Aufgabenstellung

des Vorhabens anzulegende und bereits 1973 begonnene um¬

fangreiche Literatursammlung und - klassifikation sowie die

systematische Auswertung der Schriften fortgesetzt und auf

einen Stand gebracht , welcher die Gewichtung und Auswahl

der für die S . 45 f . genannten Forschungsmodelle wichtig¬
sten Arbeiten ermöglichte . Diese selektive Verwendung frem¬

der Veröffentlichungen , die für das Forschungsvorhaben von

besonderer Bedeutung sind , ist fortlaufend verbessert und

den heuristischen Erfordernissen der Modellentwürfe ange¬

paßt worden.

Dabei war die Sichtung der Ergebnisse erziehungswissen¬

schaftlich relevanter Forschungen besonders dringlich.

Die betreffenden Arbeiten erstrecken sich über das Spek¬

trum einer Reihe empirischer Disziplinen wie Psychologie,

Soziologie , allgemeine und biologische Verhaltensforschung

usw . (Verbindung zum Forschungsvorhaben COG) .

Um zu einer ersten gezielten Sachverständigenbefragung
im Bereich der Problematik des NORM- Vorhabens zu gelangen,

hat der Vorhabensbearbeiter ein Fragenschema (mit quanti¬

tativer Auswertungsmöglichkeit ) entworfen . Eine erste Be¬

fragungsaktion ist für das späte Frühjahr 1975 geplant.

Sie soll außer der Klärung von "normativen Grundeinstel¬

lungen " eines zunächst noch kleineren Adressatenkreises

Erfahrungen über später in größerem Stil durchzuführende
Befragungen zum Zweck der empirischen Bedürfnis - und Wert¬

forschung (vgl . 5 . 2) erbringen.
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Modellentwürfe zum NORM- Vorhaben

In dem institutsinternen "Entv/urf einer Forschungsstrate¬

gie zur empirischen Normenfindung " (vgl . Forschungsbericht
1973 , S . 11 und 30 ) war u . a . ein erstes , noch sehr forma¬

les Rahmenmodell für statistische Erhebungen zur empirischen

Wert - und Normenforschung auf der Grundlage eines rollen¬

strukturierten Gesellschaftsmodells dargelegt worden . Die¬

ses "Rolienmodell " wurde mit einem (hauptsächlich von dem
institutsexternen Mitarbeiter Dr . W. KRAH) entwickelten

" Schichtenmodell " kombiniert , wodurch eine wirklichkeits¬

adäquatere allgemeine "Erhebungsmatrix " für empirische Be¬

dürfnis - , Wert - und Normenforschungen zunächst wenigstens

im Umriß aufgebaut v/erden konnte.

Ein weiterer Modellentwurf (gleichfalls in Zusammenarbeit
mit Dr . KRAH für das NORM- Vorhaben entwickelt ) liefert

eine sozio - kybernetische , sich vor allem der Begriffe und

Methoden der Regelungstheorie bedienende Formaldarstellung

der notwendigen Verhaltensdynamik einer "pluralistischen"

Gesellschaft . Dieses "Pluralismusmodell " gestattet handlungs¬

theoretisch relevante Studien insbesondere von "antiplurali¬

stischen Entartungsmechanismen " von Gesellschaften.

Darüber hinaus wurde auf der Grundlage wichtiger Vorarbei¬

ten des verstorbenen Soziologen T . GEIGER ein gleichfalls

noch weitgehend formales "Normenmodell " in Angriff genom¬

men und zürn Teil bereits ausgeführt , das alle fundamenta¬

len Begriffe und Relationen einer allgemeinen Theorie sozia¬

ler , insbesondere auch rechtlicher Normen (Normkern , Norm¬

stigma , Normadressat , Sanktionengeber usw . ) berücksichtigt.
Es soll verankert werden einerseits in ein "Bedürfnismodell "

andererseits in ein "Wertmodell " . Die Einbeziehung des Be-

dürfnis modells soll sichtbar machen , wie Normen (als "Re-

duktoren von Verhaltenskomplexität " ) mit menschlichen Be¬

dürfnissen , allgemein Motiven , zusammenhängen und wie sich
"Normenkontrollen " sowie Normeninnovationen in solchen Zusam¬

menhängen funktionell begründen lassen ; die Einbeziehung

- Af . -



46

des Wertm odells soll andererseits verdeutlichen , daß und
wie normenkonstitutive Bedürfnisse bestimmten Wertkriterien

zu genügen haben , um gesellschaftlich verbindlich werden
zu können . Diesem "Wertefilter " entspricht auf der im en¬

geren Sinne rechtlichen Seite die selektive Funktion ge¬
schichtlich gewachsener Grundrechtsnormen.

Zum Verbundsystem der vorgenannten Modelle vgl . das Schau¬
bild von Anhang 1 , S . 56 . (Dieses Schaubild ist selbst nicht
etwa mit einem Funktionsmodell zu verwechseln ; es stellt

lediglich die zu berücksichtigenden Sachgebiete zusammen . )
In die vorgenannten Modelluntersuchungen fallen zahlreiche
Teilarbeiten (Begriffsklärungen , Verfahrensdiskussionen
usw . ) , auf die im vorliegenden Zusammenhang nicht näher ein¬

gegangen werden kann.

Arbeitstagung

Zwecks Erörterung der - vor allem methodologischen
Grundlagen der oben genannten Modelluntersuchungen veran¬
staltete das Institut Anfang Oktober 1974 eine Arbeits¬
tagung ( "Werte und Normen künftiger Bildungspolitik " ) . Die
sorgfältig vorbereitete Expertenzusammenkunft erbrachte
wertvolle Resultate , die einerseits die Untersuchungen im
Rahmen des NORM- Vorhabens entscheidend förderten , die sich

zum anderen aber auch für eine selbständige Durckveröffent-
lichung eigneten (dementsprechend wurden mit Hilfe der
Verwaltung der FEoLL GmbH Verlagskontakte aufgenommen ) .

Zum Tagungsverlauf vergleiche den Bericht in der Deutschen
Universitätszeitung , 2 . Dezember - Ausgabe 1974 , Anhang 2,
S . 57f.

Es ist hier der Ort , auf den ungewöhnlich großen organisa¬
torischen Arbeitsaufwand zur Tagungsvorbereitung , aber auch im

Zusammenhang mit dem Bandmitschnitt sowie der Bandübertra¬
gung der Referate und eines Teiles der Diskussion hinzu¬
weisen .
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